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Bei Veráullerungsgewinnen aus Anteilen an Immobiliengesell-
schaften hat neu der Staat cM Besteuerungsrecht, in dem die 
Grundstücke überwiegend belegen sind. Neu ist auch, dass Bezüge 
aus der gesetzlichen Sozialversichcrung ausschliefflich im Kasscn-
staat besteuert werden kõnnen. Im Übrigen entspricht das neue 
DBA bei der Aufteilung der Besteuerungsrechte zwischen beiden 
Staaten weitgehend dem OECD-MA und anderen neueren deut-
schen DBA. Bei der Vermeidung der Doppelbesteuerung durch 
Deutschland ais Wohnsitzstaat gilt für die wichtigsten Einkünfte, 
wie Gewinnc aus einer Betriebsstãtte in Südafrika, Dividenden-
ausschüttungen einer siidafrikanischen Gesellschaft an eine deut-
sche Gesellschaft, die zu mindestens 10 % unmittelbar an der süd-
afrikanischen Gesellschaft beteiligt ist, und Einkünfte aus unselb-
stàndiger Arbeit die Freistellungsmethode (mit Progressionsvor-
behalt). Voraussetzung ist, dass die Einkünfte nachweislich aus 
aktiver Tátigkeit stammen; hierzu wird neu auf die Aktivitátsklau-
sel des AStG verwiesen. Daneben entliált der Methodenartikel 
auch die sog. Switch-over-Klausel, nach der Deutschland bei Qua-
lifikationskonflikten oder in anderen Fállen nach Konsultation zur 
Anrechnungsmethode übergehen kann. Das neue DBA enthált 
mne em& Auskunftsklausel und die übhche Datenschutzklausel. 

mmen bedarf zu seinem Inkrafttreten der Ratifika- 
lem Inkrafttreten kann frühestens in 2009 gerechnet 
is deutsche Gesetzgebungsverfahren regelmiBig lánger 
rate dauert und vorausgesetzt, dass Südafrika zeitgleich 
d der Austausch der Ratiflkationsurkunden in 2009 er- 
d Rir Steuern ab dem Jahr anwendbar seio, das auf das 
aafttretens folgo, also frühestens Rir Steuem ab 2010. 
vird das bisherige DBA nicht mehr anwendbar sem". 

Birgit Hirscher, Berlin 

igung über neues DBA mit den Vereinigten 

en Emiraten in Sicht 

Die Vereinigten ArabischenEmirate (VAE) haben sich für deut-
sche Unternehmen, (Immobilien-) Investoren und Arbeitnehmer 
zu einem interessanten Standort entwickelt. Als besonderer Anreiz 
wurde bislang das DBA gesehen, das deutschen Unternehmen und 
Privatpersonen zahlreiche Steuervergünstigungen beschertc. 
Nachdem die deutsche Finanzverwaltung im Jahre 2006 acua-
schenderweise beschlossen haste, dieses Abkommen nur um zwei 
Jahre bis August 2008 zu verlangem, warteten alie Betroffenen 
nun mit Spannung auf den weitercn Verlauf der Verhandlungen 
zwischen den beiden beteiligten Finanzverwaltungen. 

Am 13. 10. 2008 hat das deutsche BMF nun bekanntgegeben, 
dass sich auch in der zwiscbenzeitlich dritten Verhandlungsrundc die 
deutsche und die emimrische Seite nicht auf ein neues Abkommen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuening einigen konnten. Mangeis 
Einigung wird es daher ab 1. 1. 2009 zwischen deu beiden Staaten zu 
einem sogenannten "abkonunensiosen Zustand" kommen. 

Das DBA zwischen Deutschland und den Vereinigten Arabi-
- schen Emiraten wurde im Jahr 1996 geschlossen und lief ursprüng-
lich bereits im Jahre 2006 aus. Die beiden Under hatten sich jedoch 
auf eine Verlangerung um 2 Jahre geeinigt mit dem Ziel in (liam 
Zeitraum ein Nachfolgeabkommen zu beschheBen. Diese Ver-
handlungen sind nun offensichtlich gescheitert. Unter anderem 
hatten die emiratischen Verhandlungsführet eine nochmalige Ver-
lángerung des Abkommens um 2 Jahre angeboten. 

Die Aussichten auf einen kurz- oder mittelfristigen Durch-
bruch bei den Verhandlungen sind wenig erfolgwersprechend: 
Nach Aussage des BMF haben beide Seiten eine weiterc Verhand-
lungsrunde für den Fall ins Auge gefasst, dass in dem vereinbarten, 
fortgesetzten schriftlichen Memungsaustausch sich die realistische 
Mõglichkeit einer Einigung abzeichnet. Vor dem Hintergrund, dass 
in den Vereinigten Arabischen Emiraten weder Unternehmens-
noch Personensteuern existieren, ist nicht mit einem kurzfristigen 
Verhandlungsergebnis für eM neues AbkomMen zu rechnen. 

Ohne DBA-Regelungen richtet sich die Besteuerung von Ein-
kiinften aus Aktivitáten in den VAE zukünftig aliei" nach nationa-
lem deutschen Steuerrecht. Betroffen von dem "abkommenslosen 
Zustand" sind somit vor aliem 
— die Bezieher von Vermietungseinkünften, die aus einer in den 

Emiraten gelegenen Immobilie resulticren. Nach dem Wegfall 
des DBA sind diese Einkünfte in Deutschland beim Eigentü-
mer/Vermieter volt steuerpflichtig. Bisher haste allein der Be-
legenheitsstaaFVAE ein Besteuerungsrecht (Art. 6 DBA-VAE). 
Der Wohnsitzstaat des Immobilieneigentiimers (Deutschland) 
berücksichtigte die Einkünfte allein im Rahmen des Progressi-
onsvorbehalts. 

— Immobilienfonds:. Der Wegfall des DBA filha auch hier zur 
Steuerpflichtigkeit in Deutschland auf Ebene des Fonds, sofern 
diesemm Inland seinen Sitz hat. 

— Arbeitnehmer, die in Deutschland über cinen Wohnsitz verfil-
gen, gleichzeitig voriibergehend in den Emiraten tãtig sind 
(Doppelwohnsitz). Diese konnten bislang von der Regelung 
des Art. 15 DBA-VAE (sog. 183-Tage-Regei) profitieren. Bei 
Wegfall des DBA sind die Mitarbeiter mit Ihren Arbeitsein-
künften in Deutschland steuerpflichtig (Welteinkommens-
prinzip). 

— Steuerliche Mehrbelastungen ergeben sich ohne DBA für 
deutsche Unternehmen mit unselbstándigen Zweigniederlas-
sungen (sog. Branches) in den VAE. Die Einkünfte der Branch 
werden zukünftig nach Wegfall des Art. 7 DBA-VAE in vollem 
Umfang bei der deutschen Gesellschaft steuerpflichtig seio. 
Dic Mõglichkeit der Steueranrechnung láuft in diesen Fállen 
ins Leere, da in den Emiraten weder Einkommen- noch Kür-
perschaftsteuern erhoben werden. 

Unabhángig vom deutsch - cmiratischen Abkornmensstand beste-
hen mügliche Gestaltungsalternativen im Einzelfall durch Einbe-
ziehung der DBA, die in den letzten jahren zwischen den Vereinig-
ten Arabischen Emiraten und den deutschen Nachbarstaaten Os-
terreich und Luxemburg geschlossen wurden. 

Holger Ws, Balance Consulting Group, Erlangen/Dubai 

Auslándische Rechtsentwicklungen 

Brasilien: ,,Jurisdiktion mit begünstigter Besteuerung" und 
„Steuerprivilegierte Systeme" 

Steueroasen sind weltweit — also auch in Brasilien — unter strik-
ten Kontrollen. In Brasilien werden sie ais Rechtsordnungen mit 
begünstigter Besteuerung bezeichnet, darunter sind besonders 
Operationen, in welchen eine Steucrflucht vermutes wird, streng 
zu kontrollieren. Dies fing mit dem Gesetz 9.430/1996 an, wo-
nach die Verrechnungspreisregeln anel/ dann anzuwenden sind, 
wenn die Transaktionen zwar nicht zwischen verbundenen Unter-
nehmen geschlossen wurden, der Ver- bzw. Kãufer aber in einem 
Land sitzt, wo Gewinne nicht besteuert bzw. hüchstens mit 20 % 
besteuert werden. Kurz danach haben sich solche Regelo auf an-
dere Fálle erweitert, z. B. im Falle begünstiger Besteuerung wer-
den hõhere Quellensteuersátze auf das Einkommen eines be-
schrãnkt Steuerpflichtigen erhoben. 

Dieses ursprüngliche Konzept wurde allmáhlich geándert und 
enveitert, um „Under und Besitzungen, deren Gesetzgeber Ge-
heimnisse über die Zusammensetzung oder Kontrolle einerjuristi-
schen Person aufzwingen", auch emnzuschlieBen. Damit soltou 
auch Situationen umfasst werden, in dento die Steuerbehárde 
kemne relevanten lnformationen über den Steuerpflichtigen hat. 

Diesmal hat das Gesetz 11.727/2008 groBe Anderungen an 
diesem Konzept vorgenommen. Die erste An-  derung ist, dass nicht 
nur das Verschweigen der Zusammensetzung oder der Kontrolle 
sondem auch des „effektiv Begünstigten" (nutzungsberechtigt, be-
neficiai owner) einbezogen wird. Seitdem es auch internacional um- 
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stritten ist, was ein „cffektiv Begünstigter" ist, erwartet man jetzt, 
dass die Steuerbeliõrden neue Richtlinien verafentlichen, um 
mitzuteilen, was man darunter verstehen soll. Den Verfassern ist 
unbekannt, ob eine solche gesetzliche Regelung bereits irgendwo 
in der Welt existiert. 

Die zweite Anderung war die Aufnahme des Ausdruckes 
„Steuerprivilegierte Systeme". Damit erklárt das Gesetz, dass Ver-
rechnungspreisregeln auch auf Operationen anzuwenden sind, 
welche umfassen: 
• Gewinne, die nicht oder Idichstens mit 20 %besteuert werden, 
• Steuervorteile für Steuerauslander (juristische oder natürliche 

Personen) auch ohne wirksame wirtschaftliche Tãtigkeit oder 
abhângig von ihrer Nichttátigkeit am Ort, wo sie ansãssig sind, 

• Gewinne, die auBerhalb des Staatsgebietes verdient werden, 
und nicht oder hóchstens mit 20 %besteuert werden, 

• Geheimnis über die Zusammensetzung einer juristischen Per-
son, das Eigentum von Waren oder Rechten oder Informado-
nen über die wirtschaftliche Operationcn. 

Anders ais in früheren Gesetzen, ist dieser neue Ausdruck „Steuer-
privilegierte Systeme" an Strukturen/Transaktionen, nicht an be-
stimmte Lánder gebunden. Deswegen ist es mõglich, dass auch 
Strukturen/Transaktionen zwischen Brasilien und einem Hoch-
steuerland von diesen Regeln betroffen werdcn. 

AuBerdem sind die steuerrechtlichen Effekte Rir jeden Aus-
druck diesel nenen Gesetzes nicht gleich. Obwohl sowohl für 
„Rechtsordnung mit begünstigter Besteuerung" ais auch „Steuer-
privilegierte Systeme" die Verrechnungspreisregeln anwendbar 
sind, kann die Quellenbesteuerung für diese zwei Situationen ver-
schieden seio, da das neue Konzept nicht für alle Fãlle anzuwenden 
isr. Z. B. werden Zinsen eines beschránkt Steuerpflichtigen in Bra-
silien mit 15 %besteuert Falis der Steuerpflichtige aber in einem 
Land mit begünstigter Besteuerung seinen Sitz har, ist der Steuer-
satz 25 %. Dieser hidherc Steuersatz wird aber (immer noch) nicht 
auf „Stcuerprivilegierte Systeme" enveitert. 

Eine letzte Besonderheit des Gesetzes 11.727/2008 ist die 
Mõglichkeit für die Exckutivgewalt, die o. g. 20 %-Steuerrate zu 
mindern oder wiederherzustellen, um bestimmte Lãnder von der 
belastenden Behandlung nach diesem Gesetz zu verschonen. Das 
kann Rir die spezielle Situation von Uruguay anzuwenden seio, 
das niedrige KOrperschaftsteuerraten verwendet, aber Mitglied 
von Mercosur ist. 

Prof. Dr. Luis Eduardo Schoueri und Vinícius Feliciano Tersi, Lacaz 
Martin .5 Advogados, São Paulo 

Dünemark: Gesetzesünderungen zur Bekümpfung grenz-
überschreitender Steuergestaltungen 

Der am 15. 4. 2008 durch den dãnischen Finanzminister vorge-
leste Gesetzesentwurf Nr. L 181 zielt auf die Bekâmpfting grenz-
überschreitender Steuergestaltungen mit Hilfe von hybriden Fi-
nanzierungsformen ab. Das Gesetz ist planungsgemãB zum 12. 6. 
2008 in Kraft getreten und beinhaltet folgende Neuregelungen: 

1. Veriluflerungsgewinne aus Wandelsáuldverschreibungen 11141, 

steuerpflichtig 

Wáhrend Kapitalertrâge aus der VeráuBerung von Wandel-
schuldverschreibungen bislang noch steuerfrei waren, sofern zwi-
schen Anschaffung und Veráderung des Wertpapiers ein Zeit-
raum von mindestens drei Jahren lag, werden derartige Veráufie-
rungsgewinne nunmehr ungeachtet der Besitzdauer der dãnischen 
Besteuerung untenvorfen. Entsprechendes gilt, wenn Wandel-
schuldverschreibungen nicht verkauft, sondem zum Fálligkeitstag 
zurückgezahlt werden. Zudem sieht die Gesetzesneuregelung vor, 
dass Aktien, dic im Zusammenhang mit einer Wandlung erworben 
wurden, ais am Tag der Wandlung angeschafft gelten. Auf die steu-
errechtliche Behandlung von Wandelschuldverschreibungen beim 
Emittenten hat das neue Gesetz hingegen keincrlei Auswirkungen.  

Auch lbst die blof3e Wandlung einer Wandelschuldverschreibung 
in Aktien nach wie vor keine Besteuerung aus. 

Die neue Regelung gilt bereits für ala dem 15. 4. 2008 vorge-
nommene Veráderungen und beinbaltet keine übergangsrege-
lung. Sie richtet sich vor aliem gegen steuerliche Gestaltungen, bei 
denen eM dánisches Unternehmen finanzielle Minei an auslándi-
sche Gesellschaften vergibt, wãhrend diese Gesellschaften im Ge-
genzug unverzinsliche Wandelschuldverschreibungen (zero 
bonds) an die dánifche Gesellschaft ausgeben. Durch die Verwen-
dung einer unverzinslichen Wandelanleihe anstelle eines gewõhn-
lichen Darlehens konnte die dánische Gesellschaft bisher steuer-
pflichtige Zinsertrage in steuerbcfreite VeráuBerungsgewinne um-
wandeln, ohne dass die auslandische Gesellschaft das Recht auf 
steuerlichen Abzug des VeráuBerungsverlustes in Form eines lau-
fenden Zinsabzugs verloren hatie. Dafür musste lediglich die drei-
jãhrige Haltefrist eingehalten werden. 

2. Einsáránkung des Transparenzprinzips 
Die gesetzliche Noveile enthãlt zudem eine Regelung, die 

nunmehr dánische Zweigniederlassungen, Betriebsstãtten, Perso-
nengesellschaften sowie andere transparente Rechtstriger für 
Zwecke des dánischcn Steuerrechts wie eigenstándige Unterneh-
men nach dem Kb rperschaftsteuerprinzip behandelt, sofern: 
a) die Mehrheitsanteilseigner in einem Land ansãssig sind, wel-

ches den Rechtstráger ais eigenstãndiges Unternehmen behan-
deli, oder 

b) die Mehrheitsanteilseigncr in einer Steueroase ansãssig sind. 

Die Einordnung einer Zweigniederlassung/Partnerschaft ais nicht 
transparente Einheit rutin zu folgenden steuerrechtlichen Konse-
guenza, in Dánemark: 
- Behandlung einer transparenten Einheit wie eM kbrperschaft-

steuerliches Subjekt mit der Folge, dass das laufende Einkom-
men, VerMBerungsgewinnc etc. dem Regelkbrperschaftsteu-
ersatz i. H. von 25 % unterliegen. Auch finden die dãnischen 
Regelo beziiglich einer Beteiligungsertragsbefreiung auf Divi-
denden, Unterkapitalisierung etc. entsprechende Anwendung. 
Die gesetzlich vorgeschriebene Anderung der Einordnung ei-
ner transparenten in eine nicht-transparente Einheit zieht keine 
weiteren unrnittelbaren steuerrechtlichen Konsequenzen aus 
dinischer Sicht nach sich. Insbesondere ruim die bloBe Umstu-
fung nicht zu einer Liquidationsbesteuerung in Dünemark. 

- Die neue Einheit wird so behandeli, ais ob sie die VernMgens-
gegcnstánde und Verbindlichkeiten zum gleichen Wert und 
zur gleichen Zeit wie die Anteilseigner der transparenten Ein-
heit erworben Mac. Es werden zudem keine Anschaffungskos-
ten für einen zwischenzeitlich entwickelten Firmenwert oder 
andere gewerbliche Schutzrechte angesetzt. Abschreibungen 
vor der Zeit der Umstufung werden ais von der neuen Einheit 
durchgeführt angesehen. Zukünftige Veráderungsgewinne 
sind auf der Basis des Verkaufspreises und des Marktwertes des 
Verkaufsobjekts zum Zeitpunkt der Umstufung zu ermitteln. 
Batehende Verlustvortrâge gehen im Zuge der Umstufung 
auf die neue Einheit über. 

- Die Zweigniederlassung/Partnerschaft gilt allerdings dann ais 
aufgeliist, wenn: 
• das dánische Gebilde aus Sicht der US-check-the-box-Re-

gularien wieder umqualifiziert wird, oder 
• die Mehrheit der Antcilseigner aus Lãndern stammt, die mit 

Dãneinark keinen Austausch von steuerrechtlich relevanten 
Informationen vornchmen. 

In diesen Fállen gelten die Vermõgensgegenstánde und Ver-
bindlichkeiten, die zur Zeit der Auflbsung des Untcrnehmens 
vorhanden sind, ais zu diesem Zeitpunkt zum Marktwert ver-
ãuBert. Der hieraus resultierende fiktive Liquidationsgewinn 
unteriiegt dann gegenwãrtig einem Steuersatz i. H. von 25 %. 
Gewinnausschüttungen der transparenten Einheit werden ais 
Dividendenzahlungen angesehen und unterliegen nach natio-
nalem Steucrrecht einer Quellensteuer von 28 %; insofern ist 


